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Medienberichte über gefälschte und unrichtige ausländische Ausbildungs¬ 
zeugnisse der im deutschen Pflegewesen beschäftigten Arbeitnehmer aus 
Bosnien und Herzegowina 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die vor kurzem veröffentlichten Recherchen der Investigativjoumalisten der 
bosnischen Zeitung „Zumal“ weisen auf ein Problem der massenhaften Fäl¬ 
schung von Ausbildungsabschlüssen in Bosnien und Flerzegowina im Bereich 
der Ausbildung zum Gesundheits- und Krankenpfleger hin (www.zumal.info/ 
novost/21784/za-17-dana-stekli-smo-diplomu-srednje-medicinske-skole). 

Innerhalb einer kurzen Zeit werden illegal Originalzeugnisse von einer legal 
existierenden Bildungseinrichtung ausgestellt, die eine Umschulung potenziel¬ 
ler Arbeitskräfte bescheinigt, obwohl diese eine solche Umschulung niemals 
absolviert haben: so wird z. B. ein Automechaniker zum Krankenpfleger (www. 
ard-wien.de/2019/01/30/gekaufte-zeugnisse-in-bosnien-und-herzegowina/). Da 
es sich dabei vor allem um medizinisches Personal handelt, würden diese Fälle 
durch eine Zuwanderung nach Deutschland zu einem Sicherheitsrisiko für Pati¬ 
entinnen und Patienten hierzulande. 

Laut dem vom Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat präsentierten 
Migrationsbericht sind in den vergangenen Jahren über 50 000 Staatsangehö¬ 
rige Bosnien und Herzegowinas in die Bundesrepublik Deutschland ausgewan¬ 
dert (www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Migrationsberichte/ 

migrationsbericht-2016-2017.pdf? _blob=publicationFile). Ein großer Anteil 

davon sind Erwerbsmigranten - die Arbeitskräfte für die in Deutschland exis¬ 
tierenden Mangelberufe - hauptsächlich im Pflege- und Gesundheitswesen. 

Bosnien und Herzegowina ist kein Mitglied der Europäischen Union und somit 
den Drittstaaten zuzuordnen. Dies ist relevant im Hinblick auf die in der EU 
geltenden Regelungen. Gegenüber Drittstaaten werden solche bilateral ausge¬ 
handelt. Bildung ist in der Bundesrepublik Deutschland bekanntermaßen eine 
Ländersache. Zuständig sind die Anerkennungsstellen der Bundesländer und die 
Zentralstelle für Ausländisches Bildungswesen der Kultusministerkonferenz. 
Dennoch vertritt das Auswärtige Amt auch die Bundesländer nach außen. Es 
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sind nach Ansicht der Fragesteller durch die Bundesregierung relevante Gegen¬ 
maßnahmen in Zusammenarbeit mit Bosnien und Flerzegowina zum Schutz vor 
falschen Ausbildungszeugnissen zu ergreifen. 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Die Aufnahme einer Beschäftigung in einem bundesrechtlich reglementierten Ge¬ 
sundheitsfachberuf in Deutschland setzt voraus, dass die Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung erteilt wurde. Dies ist nur dann möglich, wenn die auslän¬ 
dische Berufsqualifikation als gleichwertig anerkannt wurde und weitere Voraus¬ 
setzungen, wie zum Beispiel Deutschkenntnisse, erfüllt sind. 

Die Zuständigkeit für die Anerkennung der ausländischen Berufsqualifikationen 
im Bereich der reglementierten Gesundheitsfachberufe und die Erteilung der Er¬ 
laubnis zum Führen der Berufsbezeichnung liegt bei den Ländern. 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen bewerten die zustän¬ 
digen Stellen der Länder die im Rahmen von Umschulungen erlangten Pflegeab¬ 
schlüsse aus Bosnien und Flerzegowina im Anerkennungsverfahren nicht als 
gleichwertig. Regelmäßig werden erhebliche Defizite im Vergleich zur deutschen 
Ausbildung festgestellt. 

Die Nachweise der Berufsqualifikationen, die im Anerkennungsverfahren vorge¬ 
legt werden, werden von den zuständigen Anerkennungsbehörden der Länder auf 
ihre Echtheit überprüft. Die Anerkennungsbehörden können zum Nachweis der 
Echtheit vom Antragstellenden eine Legalisierung der betreffenden Urkunden 
durch die deutschen Auslandsvertretungen im Ausbildungsstaat oder im Falle von 
Vertragsstaaten des Flaager Übereinkommens zur Befreiung ausländischer öf¬ 
fentlicher Urkunden von der Legalisation eine sogenannte Flaager Apostille ver¬ 
langen. Die Nachweise müssen im Visumverfahren vorgelegt werden und werden 
von den deutschen Auslandsvertretungen erneut und vor dem Flintergrund der 
örtlichen Erfahrungen auf Echtheit geprüft. 


1. Inwieweit ist die Bundesregierung über die in der Vorbemerkung der Frage¬ 
steller beschriebenen Missstände in Bosnien und Flerzegowina informiert? 

Der Bundesregierung sind entsprechende Medienberichte bekannt. 


2. Findet im Flinblick auf die in der Vorbemerkung der Fragesteller beschrie¬ 
benen Missstände ein ausreichender Informationsaustausch zwischen den je¬ 
weiligen Ausbildungsstätten vor Ort, den zuständigen Landesbehörden, dem 
Auswärtigen Amt, dem Bundesministerium des Innern, für Bau und Fleimat, 
dem Bundesministerium für Gesundheit, den Anerkennungsstellen und Aus¬ 
landsvertretungen der Bundesrepublik Deutschland statt? 

3. Wie viele Fälle von gefälschten und unrichtigen Ausbildungsnachweisen aus 
Bosnien und Flerzegowina aus den Jahren 2015 bis 2018 sind der Bundesre¬ 
gierung bekannt (bitte nach Jahr und Art der Qualifikation aufschlüsseln)? 

Die Fragen 2 und 3 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beant¬ 
wortet. 

Der gesetzliche Rahmen für die Anerkennung von ausländischen Berufsabschlüs¬ 
sen im Bereich der bundesrechtlich reglementierten Gesundheitsfachberufe ist in 
den jeweiligen Berufsgesetzen und Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen ge¬ 
regelt. Im Bereich der Pflege sind die Regelungen zur Anerkennung ausländischer 
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Berufsabschlüsse im Krankenpflegegesetz, im Altenpflegegesetz, im Pflegeberu¬ 
fegesetz, in der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufe in der Kran¬ 
kenpflege, in der Altenpflege-Ausbildungs- und Prüfungsverordnung und der 
Pflegeberufe-Ausbildungs- und Prüfungsverordnung normiert. 

Der Vollzug der Gesetze obliegt den Ländern. Die zuständigen Anerkennungsbe¬ 
hörden der Länder prüfen die Unterlagen der antragsstellenden Person und treffen 
die Entscheidungen im Anerkennungsverfahren. Das jeweilige Prüfergebnis der 
Einzelfalle wird nicht an die Bundesregierung übermittelt. 


4. Hat die Bundesregierung vor, notwendige Überprüfungsmaßnahmen gegen 
Ausbildungseinrichtungen vor Ort zu initiieren und durchzusetzen sowie die 
bereits in Deutschland beschäftigten Arbeitnehmer aus Bosnien und Herze¬ 
gowina gegebenenfalls im Rahmen einer strukturierten und gemeinsam mit 
diesem Land geführten Aktion zu überprüfen? 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen vor, dass Personen aus Bosnien 
und Herzegowina aufgrund gefälschter Zertifikate eingereist sind. 

Eine Überprüfung der aus Bosnien und Herzegowina kommenden Arbeitnehme¬ 
rinnen und Arbeitnehmer findet in jedem Einzelfall im Rahmen des Verfahrens 
zur Anerkennung ihrer Berufsqualifikationen statt. Diese wird von den Ländern 
durchgeführt. 

Im Übrigen gelten die Regelungen für die Rücknahme und den Widerruf von 
Verwaltungsakten. Nach § 2 Absatz 2 Satz 1 des Krankenpflegegesetzes (KrPflG) 
ist die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnungen „Gesundheits- und Kran¬ 
kenpflegerin“ oder „Gesundheits- und Krankenpfleger“ oder „Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflegerin“ oder „Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger“ zu¬ 
rückzunehmen, wenn bei Erteilung der Erlaubnis eine außerhalb eines Vertrags¬ 
staats des Europäischen Wirtschaftsraums erworbene Ausbildung nicht abge¬ 
schlossen war. Nach § 2 Absatz 2 Satz 2 KrPflG ist die Erlaubnis zu widerrufen, 
wenn nachträglich die Zuverlässigkeit zur Ausübung des Berufs weggefallen ist. 
Das Altenpflegegesetz und das Pflegeberufegesetz enthalten vergleichbare Rege¬ 
lungen. 


5. Welche Anstrengungen seitens der zuständigen Landesbehörden sind der 
Bundesregierung bekannt, um die Echtheit bzw. Richtigkeit der in den An¬ 
wendungsbereich von § 3 Absatz 2 der Berufsqualifikationsgesetzes 
(BQFG) fallenden und im Anerkennungsverfahren nach § 5 Absatz 1 Num¬ 
mer 3 BQFG vorzulegenden Ausbildungsnachweise zu überprüfen? 

Die länderübergreifende Gutachtenstelle für Gesundheitsberufe (GfG) bei der 
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB) unterstützt die Anerken¬ 
nungsbehörden der Länder in der Herstellung einer einheitlichen Verfahrenspra¬ 
xis bei der Gleichwertigkeitsprüfung ausländischer Abschlüsse in Gesundheits¬ 
und Heilberufen. Sie kann von den Anerkennungsbehörden der Länder unter an¬ 
derem mit Echtheitsprüfungen zu vorgelegten Qualifikationsnachweisen beauf¬ 
tragt werden. Nach Kenntnis der Bundesregierung sind der GfG die Medienbe¬ 
richte über gefälschte Zeugnisse über die Abschlüsse in Gesundheits- und Heil¬ 
berufen aus Bosnien und Herzegowina bekannt; sie hat die Anerkennungsstellen 
der Länder nach Bekanntwerden umgehend über das Thema informiert. 
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Die Anerkennung von ausländischen Berufsabschlüssen im Bereich der bundes¬ 
rechtlich reglementierten Gesundheitsfachberufe ist in den jeweiligen Berufsge¬ 
setzen und Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen geregelt. Das Berufsqualifi¬ 
kationsfeststellungsgesetz (BQFG) findet mit Ausnahme der Regelungen zur Sta¬ 
tistik keine Anwendung. 

Für die Gleichwertigkeitsprüfung ausländischer Abschlüsse nach § 3 Absatz 2 
BQFG und § 5 Nummer 3 BQFG in den Ausbildungsberufen nach Berufsbil¬ 
dungsgesetz sind die Kammern zuständig. Die IFfK Foreign Skills Approval 
(IFIK-FOSA) als zentral zuständige Stelle im gewerblich-technischen Bereich so¬ 
wie die Handwerkskammern in Zusammenarbeit mit den auf einzelne Ausbil¬ 
dungsstaaten spezialisierten Leitkammem und dem Informationsportal für aus¬ 
ländische Berufsqualifikationen (BQ-Portal) verfügen über ein hohes Maß an 
Spezialwissen über ausländische Ausbildungssysteme und Ausbildungsnach¬ 
weise. In Zweifelsfallen führen sie zusätzliche Recherchen im Ausbildungsstaat 
durch. 


6. Ist der Bundesregierung bekannt, ob den zuständigen Behörden des Her¬ 
kunftsmitgliedstaates bzw. der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum und der Schweiz bereits bei der Anerkennung der Gleich¬ 
wertigkeit der Ausbildung im Bereich der Gesundheitsberufe eine z. B. den 
§§ 2a, 2b des Altenpflegegesetzes (AltPflG) entsprechende Mitteilung gege¬ 
ben wird? 

Nach den Regelungen zum „Vorwammechanismus“, zum Beispiel in § 2b 
KrPflG, unterrichtet die jeweils zuständige Stelle die zuständigen Behörden der 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, der anderen Vertragsstaaten 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum und der Schweiz über 
den Widerruf oder die Rücknahme der Erlaubnis, die sofort vollziehbar oder un¬ 
anfechtbar ist, über den Verzicht auf die Erlaubnis, über das Verbot der Ausübung 
des Berufs durch unanfechtbare gerichtliche Entscheidung oder über das vorläu¬ 
fige Berufsverbot durch gerichtliche Entscheidung. Eine Mitteilung über die An¬ 
erkennung der Gleichwertigkeit der Ausbildung ist davon nicht umfasst. Der Vor¬ 
wammechanismus, der auf Artikel 56a der Richtlinie 2005/36/EG des Europäi¬ 
schen Parlaments und des Rates über die Anerkennung von Berufsqualifikationen 
basiert und dessen Umsetzung darstellt, wird über das von der Europäischen 
Kommission betriebene Binnenmarktinformationssystem durchgeführt. Er gilt 
ausschließlich für Mitgliedstaaten der Europäischen Union, Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum und die Schweiz. Bosnien 
und Herzegowina gehört nicht zu diesen Staaten. 
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